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— Drucksache 10/918 — 


Förderung der Bildung von Risikokapital 


A. Problem 

Schwung und Innovationskraft der Wirtschaft, die Sicherheit 
der Arbeitsplätze und die internationale Wettbewerbsfähig- 
keit der Bundesrepublik Deutschland sind über das bisherige 
Maß hinaus gefährdet. Gegenwärtig scheint die Bereitschaft 
zur Nutzung neuer Technologien und zur Entwicklung neuer 
Produkte in einigen anderen Staaten höher zu sein. 


B. Lösung 

Prüfungsauftrag an die Bundesregierung zur Verbesserung 
der Risikokapitalausstattung der deutschen Wirtschaft durch 

— Entlastung der Betriebe von Kosten, 

— Bildung von Risikokapital und 

— Förderung der Fähigkeit und Bereitschaft, solches Kapital 
zur Verfügung zu stellen. 
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C. Alternativen 

Zusätzliche Einrichtung überbetrieblicher Beteiligungsfonds 
und Erweiterung des Modellversuchs zur Förderung technolo- 
gieorientierter Unternehmensgründungen durch eine Auf- 
stockung der hierfür vorgesehenen Mittel um 250 Mio. DM für 
die nächsten vier Jahre. Ablehnung der Verlängerung des Ver- 
lustvortrags nach § 10 d EStG. 

D. Kosten 

Keine für den Prüfungsauftrag. 

Mehrheit im Ausschuß 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Risikokapitalausstattung der deutschen Wirtschaft muß verbessert werden. 
Die Risikokapitalbildung im Unternehmen selbst ist durch eine wesentliche und 
nachhaltige Verbesserung der Ertragskraft zu verstärken. Die Betriebe müssen 
von Kosten aller Art deutlich entlastet werden. Nur dann kann der Anteil der 
Investitionen am Bruttosozialprodukt wieder vergrößert werden. 

Daneben sind die Bildung von Risikokapital und die Fähigkeit und Bereitschaft, 
solches Kapital zur Verfügung zu stellen, auf allen Ebenen zu fördern. Damit 
dieses Ziel erreicht werden kann, wird die Bundesregierung um die Prüfung fol- 
gender Maßnahmen gebeten: 

1. Erleichterung der Zugangsvoraussetzungen für kleine und mittlere Unter- 
nehmen zum Börsenmarkt. Gegenwärtig werden zwei Möglichkeiten disku- 
tiert, welche die Bundesregierung in Erwägung ziehen sollte: 

— Einführung eines Zweiten Börsenmarktes oder Parallelmarktes entspre- 
chend den Vorschlägen der Börsensachverständigenkommission; 

— Reorganisation des geregelten Freiverkehrs mit dem Ziel, in breiten 
Anlegerkreisen Vertrauen in diesen Markt zu schaffen, insbesondere 
durch seine rechtliche Absicherung, seine bundeseinheitliche Regelung 
und eine grundlegende Verbesserung seiner Publizität; 

2. Erteilung des Rechts zur Börseneinführung auch an Emissionsunterneh- 
men, die Nichtbanken sind; 

3. Erleichterung der Übertragbarkeit von GmbH-Anteilen und Anteilen an 
Kommanditgesellschaften; 

4. Förderung einer qualifizierten Finanzierungsberatung von der Gründung 
bis zur Börseneinführung durch ausdrückliche Aufnahme dieser Beratung 
in den Katalog der „Richtlinien über die Förderung von Unternehmensbera- 
tungen für kleine und mittlere Unternehmen“ des Bundeswirtschaftsmini- 
steriums; 

5. Ergänzung des Gesetzes über Kapitalanlagegesellschaften und des Versi- 
cherungsauf Sichtsgesetzes mit dem Ziel, Kapitalanlagegesellschaften und 
Versicherungsunternehmen das Recht einzuräumen, Beteiligungen an Un- 
ternehmen zu erwerben, die nicht an der Börse gehandelt werden; 

6. Änderung der Anlagegrundsätze des Gesetzes über Kapitalanlagegesell- 
schaften und des Versicherungsaufsichtsgesetzes (quantitative Begrenzung 
des Erwerbs von Anteilen an einzelnen Unternehmen); 

7. Abschaffung der Gesellschaftsteuer und der Börsenumsatzsteuer; 

8. volle Abzugsfähigkeit der Kosten für den — gesetzlich vorgeschriebenen — 
Aufsichtsrat bei der Gewinnermittlung (§ 10 KStG); 

9. Verlängerung des Verlustvortrags (§ 10 d EStG) bei jungen Unternehmen um 
zwei Jahre; 

10. Gewährung der Steuervergünstigung des §6b EStG in voller Höhe ohne 
Genehmigungsverfahren für Risikokapital- Beteiligungsgesellschaften, die 
bei der Veräußerung von Unternehmensbeteiligungen einen Gewinn erzie- 
len und den Veräußerungserlös erneut in Unternehmen im Inland anlegen; 

11. Abbau gewerbe steuerlicher Hemmnisse bei Kapitalbeteiligungsgesellschaf- 
ten durch Aufnahme dieser Gesellschaften in § 19 GewStDV; 

12. Mithilfe der öffentlichen Hand bei der Gründung privatrechtlich organisier- 
ter Gesellschaften ähnlich dem Berliner Innovations- und Gründerzentrum 
und den amerikanischen Small-Business-Investment-Companies; 
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13. Herstellung der Chancengleichheit junger Unternehmen mit anderen Wett- 
bewerbern bei der Vergabe öffentlicher Aufträge; 

14. Ausweitung und bessere Organisation des Technologietransfers zwischen 
Wissenschaft und Wirtschaft. 

Die Bundesregierung wird gebeten, bei der Prüfung der Maßnahmen auch aus- 
ländische Erfahrungen zu berücksichtigen. 

Bonn, den 11. April 1984 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Reuschenbach Wissmann 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Wissmann 


i. 

Der Antrag betreffend Förderung der Bildung von 
Risikokapital (Drucksache 10/918) wurde vom Deut- 
schen Bundestag in der 56. Sitzung am 23. Februar 
1984 zur federführenden Beratung an den Ausschuß 
für Wirtschaft und zur Mitberatung an den Finanz- 
ausschuß, an den Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung und an den Ausschuß für Forschung und 
Technologie überwiesen. 

Der Ausschuß für Forschung und Technologie hat 
in seiner Sitzung am 28. März 1984 empfohlen, dem 
Antrag zuzustimmen, da in dem Instrument des Ri- 
sikokapitals ein wesentlicher Beitrag bei der Grün- 
dung und Markteinführung insbesondere technolo- 
gieorientierter Unternehmen gesehen wird. Ein An- 
trag der SPD, 

— den laufenden Modellversuch zur Förderung 
technologieorientierter Unternehmensgründun- 
gen (TOU) und die vorgesehenen Mittel von 100 
auf 350 Mio. DM im Zeitraum der nächsten vier 
Jahre für die Gründung von neuen Unterneh- 
men auf den Gebieten aller Schlüsseltechnolo- 
gien aufzustocken, 

— für die Beschleunigung und Stärkung der 
Venture-Finanzierung das ERP- Programm nach 
dem Small- Business-Investment-Company-Mo- 
dell der USA für vier Jahre zur Risikofinanzie- 
rung bei innovativen Beteiligungen zu erweitern 
und um 350 Mio. DM für diesen Zweck aufzu- 
stocken und 

— die Bundesregierung aufzufordern, bis zum 
1. Juli 1984 dem Deutschen Bundestag über die 
Verwirklichung dieser Vorschläge zu berichten, 

wurde im Ausschuß für Forschung und Technologie 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen abge- 
lehnt. 

Der Finanzausschuß hat in seiner Sitzung am 
4. April 1984 mehrheitlich die Annahme des Antrags 
empfohlen. Dabei ging der Finanzausschuß davon 
aus; daß eine Stellungnahme der Bundesregierung 
zu § 6b EStG erst nach Erledigung des Prüfungsauf- 
trages des Ersten Untersuchungsausschusses erfol- 
gen könne. Die Oppositionsfraktionen im Finanz- 
ausschuß haben dem Antrag in der vorliegenden 
Form nicht zugestimmt; die SPD-Fraktion hat ihre 
Zustimmung unter Hinweis auf steuerrechtliche 
Teile versagt. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat in 
seiner Sitzung am 11. April 1984 mehrheitlich bei 
Enthaltung der Mitglieder der Fraktionen der SPD 
und der Fraktion DIE GRÜNEN die Annahme des 
Antrags empfohlen. Die Fraktion der SPD hat dar- 
über hinaus erklärt, daß sie die Vorlage zur Kennt- 
nis nehme. 


II. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Antrag in sei- 
nen Sitzungen am 28. März und 11. April 1984 bera- 
ten. 

Die Antragsteller sind der Auffassung, daß die Ar- 
beitslosigkeit nur überwunden werden könne, wenn 
der Wirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland 
ein tiefgreifender Strukturwandel gelinge. In der 
hochindustrialisierten Volkswirtschaft seien die Be- 
herrschung und Nutzung neuer Technologien und 
die Entwicklung neuer Produkte eine entschei- 
dende Voraussetzung für den Erhalt und den Aus- 
bau der Wettbewerbsfähigkeit, für die Schaffung 
neuer zusätzlicher und die Sicherung bestehender 
Arbeitsplätze. Investitionen in neue Produkte und 
neue Technologien, neue und verbesserte Verfah- 
ren seien notwendig, wenn die Wirtschaft ihren 
Schwung und ihre Innovationskraft nicht verlieren, 
sondern stärken wolle. 

Kleine und mittlere Unternehmen hätten auf dem 
Gebiet zukunftsweisender Techniken eine beson- 
dere Chance. Sie zeichneten sich in hohem Maße 
durch Kreativität, Flexibilität und Innovationskraft 
aus. Bei ihnen sei die Bereitschaft, Risiken zu über- 
nehmen, besonders stark ausgeprägt. Vorausset- 
zung für die Risikoübernahme sei jedoch die Bereit- 
stellung von Risikokapital in ausreichendem Um- 
fang. Besonders junge, schnell wachsende Unter- 
nehmen im Bereich der neuen Technologien benö- 
tigten für den Aufbau ihrer Produktion und die 
Markteinführung ihrer Produkte risikobereites Ka- 
pital. 

In der Bundesrepublik Deutschland sei genügend 
Kapital vorhanden, das eine rentierliche Anlage su- 
che. Es gelte, dieses Kapital, das heute in Milliar- 
denbeträgen in unproduktive Anlagen fließe, in 
wachstumsträchtige Bahnen umzulenken. Neue 
Subventionen dürften dadurch jedoch nicht eröff- 
net werden. Vielmehr müßten bestehende Hemm- 
nisse bei der Bildung von Risikokapital abgebaut 
werden. 

Die kapitalmäßigen Voraussetzungen für die Ver- 
stärkung der Innovationskraft seien bei den Betrie- 
ben in der Bundesrepublik Deutschland nicht gege- 
ben. Die deutschen Unternehmen krankten an ei- 
ner unzureichenden Ausstattung mit Eigenkapital, 
die die Übernahme von Investitionsrisiken im Be- 
reich von Forschung und Entwicklung und der 
Markteinführung neuer Produkte erschwere und 
oft sogar unmöglich mache. Nach den Bilanzanaly- 
sen der Deutschen Bundesbank sei der Anteil des 
Eigenkapitals an den Gesamtmitteln der Unterneh- 
men seit 1965 von 30 v.H. auf rd. 18,5 v.H. in 1982 
zurückgegangen. Dabei dürfte der Durchschnitt der 
kleinen und mittleren Unternehmen noch unter der 
Quote von 18,5 v.H. liegen. 
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In einem im Ausschuß vorgelegten Änderungsan- 
trag hat die SPD-Fraktion der Zielsetzung zuge- 
stimmt, daß die Ausstattung der deutschen Wirt- 
schaft mit Risikokapital zur Existenzgründung und 
auch zur Betriebserweiterung vor allem innovativer 
junger Unternehmen verbessert werden müsse. Da- 
bei gehe es allerdings nicht um die Begründung 
neuer Subventionstatbestände. Entscheidend sei 
vielmehr, daß sich in Zukunft mehr Unternehmer 
als bisher bereit fänden, Risiken zur Entwicklung 
neuer Produkte und Produktionsverfahren einzuge- 
hen. Die Banken hätten bei der Vermittlung von 
Risikokapital eine wichtige Aufgabe. Sie sollten da- 
bei den zukünftigen wirtschaftlichen Entwicklungs- 
chancen mehr Gewicht beimessen als einem bloßen 
Sicherheitsdenken. 

In der Bundesrepublik Deutschland bestehe bei der 
hohen Geldvermögensbildung aufgrund der Spar- 
willigkeit der Bürger kein genereller Kapitalman- 
gel. Wohl gebe es subventionsbedingte Fehllenkun- 
gen von Kapital zu Lasten dauerhafter Beschäfti- 
gungs- und Wachstumschancen in der Zukunft 
durch Steuervergünstigungen, wie z. B. Verlustzu- 
weisungsgesellschaften, aber auch durch Wettbe- 
werbsverzerrungen bei Kapitalanlagen durch un- 
terschiedliche Handhabung der Besteuerung (Ak- 
tien kontra öffentliche Titel). Nach dem Antrag der 
SPD soll die Bundesregierung aufgefordert werden, 
ihre eigenen Ankündigungen endlich in die Tat um- 
zusetzen und subventionsbedingte Fehlleitungen in 
der Kapitalverwendung, z. B. bei Abschreibungsge- 
sellschaften und Bauherrenmodellen, bis Ende 1985 
zu beseitigen. 

Weitere Schwerpunkte für eine Verbesserung der 
Risikokapitalausstattung der Wirtschaft sind nach 
dem genannten Änderungsantrag 

— eine Revitalisierung des Aktienmarktes durch 
einen besseren Zugang von Kapitalgebern und 
-nehmern zur Börse im Rahmen einer durch- 
greifenden Börsenrechtsreform, 

— die erleichterte Heranführung von Unterneh- 
men an die Börse von nicht oder noch nicht bör- 
senfähigen Unternehmen, z. B. auch durch Ab- 
senkung der Zulassungsvoraussetzungen, 

— eine Aktivierung von Beteiligungs- und Wagnis- 
finanzierüng außerhalb des amtlichen Börsen- 
verkehrs, z. B. durch begrenzte Einbeziehung 
von Anlagen in Investitionsfonds und Versiche- 
rungsgesellschaften, 

— die Beteiligung von Arbeitnehmern am Produk- 
tivvermögen auch durch Einrichtung überbe- 
trieblicher Beteiligungsfonds und 

— eine erleichterte Einräumung von Mitsprache- 
rechten von Risikokapitalgebern durch die Un- 
ternehmen. 

Eine Verlängerung des Verlustvortrags (§ 10 b 
EStG) bei jungen Unternehmen um zwei Jahre und 
die volle Abzugsfähigkeit für den gesetzlich vor- 
geschriebenen Aufsichtsrat (§ 10 KStG) wird von 
der SPD abgelehnt. Bei der Abschaffung des Ge- 
nehmigungsverfahrens bei §6b EStG für Riskiko- 


kapitalbeteiligungsgeschäften habe die Bundesre- 
gierung deutlich zu machen, welche Möglichkeiten 
sie zur Vermeidung von Mißbräuchen und Umge- 
hungstatbeständen im Gesetz vorsehen wolle. Eine 
pauschale Abschaffung des Genehmigungsverfah- 
rens komme daher nicht in Betracht. Beim Abbau 
gewerbesteuerlicher Hemmnisse (§ 19 GewStDV) 
habe die Bundesregierung zur Vermeidung von 
Mißbräuchen ebenfalls sicherzustellen, daß der Be- 
griff der Kapitalbeteiligungsgesellschaften gesetz- 
lich genau abgegrenzt werde. 

Zur weiteren Verbesserung der Risikokapitalaus- 
stattung vor allem kleiner und mittlerer Unterneh- 
men ist nach Auffassung der SPD die Erweiterung 

— des Modellversuchs zur Förderung technologie- 
orientierter Unternehmensgründungen und eine 
Aufstockung der hierfür vorgesehenen Mittel 
um 250 Mio. DM für die nächsten vier Jahre 
sowie 

— des Kreditvergaberahmens beim ERP-Vermö- 
gen zur Finanzierung innovativer Beteiligun- 
gen 

vorzusehen. 

Nach dem Änderungsantrag sollten alle Möglich- 
keiten geprüft werden, ob und inwieweit zur Schaf- 
fung neuer Arbeitsplätze auch bei den Krediten der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau und bei der Lasten- 
ausgleichsbank eine stärkere Umorientierung zu- 
gunsten junger Unternehmen im hochinnovativen 
Bereich möglich sei. 

III. 

In der Diskussion wurde darauf hingewiesen, daß 
die Prüfungsaufträge im Antrag eine Fülle von An- 
regungen zum Inhalt hätten, die nicht nur steuerli- 
che Fragen beträfen. Notwendig sei es vor allem, 
die Zugangsvoraussetzungen zum Börsenmarkt für 
kleine und mittlere Unternehmen zu verbessern. 
Darüber hinaus müßten auch rechtliche Hindernis- 
se, z. B. für die großen Versicherungsgesellschaften, 
abgebaut werden, die gegenwärtig nicht in der Lage 
seien, sich auch nur mit 1 %o ihrer Anlagen an Un- 
ternehmen zu beteiligen, die nicht an der Börse 
gehandelt würden. Die hierzu angeregte Änderung 
des Versicherungsaufsichtsgesetzes entspreche 
auch dem Stand der Beratungen im Bundesministe- 
rium für Wirtschaft. 

Notwendig sei darüber hinaus eine qualifizierte Fi- 
nanzierungsberatung bis zur Börseneinführung ins- 
besondere für junge Unternehmen. Ihnen müßten 
Hilfen zur Organisation des besseren Zugangs zum 
Kapitalmarkt geleistet werden. 

Gefordert wurde auch eine Verbesserung der Chan- 
cengleichheit insbesondere für junge Unternehmen 
bei der Vergabe öffentlicher Aufträge. Außerordent- 
lich wichtig sei eine Verbesserung des Technolo- 
gietransfers zwischen Wissenschaft und Technik. 
Die bereits bestehenden Modelle (z. B. Gründerzen- 
trum in Berlin) sollten auf breiter Front genutzt 
werden. In der Bundesrepublik Deutschland be- 
stehe gegenwärtig ein wesentlich langsamerer 
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Transfer (gegenüber anderen Staaten) besonders 
von der Wissenschaft zur mittelständischen Wirt- 
schaft. Dauersubventionen sollten nicht geschaffen 
werden. Erforderlich seien nur Starthilfen und ver- 
nünftige wirtschaftliche Rahmenbedingungen. Ziel 
sei es zu veranlassen, daß die Kapitalströme inten- 
siver in deutsche Unternehmen flössen. 

Für die SPD ist eine Beseitigung der Kapitalfehl- 
lenkung durch Bauherrenmodelle und Abschrei- 
bungsgesellschaften besonders wichtig. Sie stimmte 
dem Ziel zu, die Möglichkeiten zur Emission von 
börsenfähigen Wertpapieren zu erweitern. Dies 
gelte auch für das Ziel, die Eigenkapitalausstattung 
der kleinen und mittleren Unternehmen zu verbes- 
sern. Dies wäre vor allem auch durch die Beteili- 
gung von Arbeitnehmern am Produktivvermögen 
durch die Einrichtung überbetrieblicher Beteili- 
gungsfonds zu ermöglichen. Neue Subventionstat- 


bestände könnten dagegen nicht akzeptiert wer- 
den. 

Die Antragsteller wenden dagegen ein, daß die zu- 
letzt genannte Forderung in der vorgetragenen For- 
mulierung ordnungspolitische und inhaltliche Pro- 
bleme schaffen könne. Für eine Erweiterung des 
Modellversuchs zur Förderung technologieorien- 
tierter Unternehmensgründungen und die Aufstok- 
kung der hierfür vorgesehenen Mittel bestehe ge- 
genwärtig weder ein Bedarf noch eine finanzielle 
Möglichkeit. Die Antragsteller sind weiterhin der 
Auffassung, daß vor allem auch eine Erweiterung 
des Verlustvortrags dem Ziel dienlich sei. In den 
übrigen Punkten war zwischen den Antragstellern 
und der SPD eine weitgehende Einigkeit festzu- 
stellen. 

Der Ausschuß beschloß mit Mehrheit, dem Deut- 
schen Bundestag die unveränderte Annahme des 
Antrags (Drucksache 10/918) zu empfehlen. 


Bonn, den 11. April 1984 


Wissmann 

Berichterstatter 
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